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544. Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
Deutſcher Kaifer, König von Preußen ꝛc. verordnen 
im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrats und des Reichstags, was folgt: 


§ 1. Die Vorſchriften der Landesgeſetze, nach 
welchen das Recht, Tauben zu halten, beſchränkt iſt, 
und nach welchen im Freien betroffene Tauben der 


freten Zueignung oder der Tötung unterliegen, 


finden auf Milttärbrieftauben keine Anwendung. 

Dasſelbe gilt von landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
nach welchen Tauben, die in ein fremdes Tauben⸗ 
haus übergehen, dem Eigentümer des letzteren ge⸗ 
hören. 

§ 2. Inſoweit auf Grund landesgeſetzlicher 
Beſtimmungen Sperrzeiten für den Taubenflug be⸗ 
ſtehen, finden dieſelben auf die Reiſeflüge der 
Militärbrieftauben keine Anwendung. Die Sperr⸗ 
zeiten dürfen für Milttärbrieftauben nur einen zu⸗ 
ſammenhängenden Zeitraum von höchſtens je zehn 
Tagen im Frühjahr und Herbſt umfaſſen. Sind 
länger als zehntägige Sperrzeiten eingeführt, ſo 
gelten für Militärbrieftauben immer nur die erſten 
zehn Tage. 

5 8. Als Militärbrieſtauben im Sinne dieſes 
Geſetzes gelten Brieftauben, welche der Militär⸗ 
(Diarine-) Verwaltung gehören oder derſelben gemäß 
den von ihr erlaſſenen Vorſchriften zur Verfügung 
geſtellt und welche mit dem vorgeſchriebenen Stempel 
rs, find. 

rlvatperfonen gehörige Mititärbrieftauben ger 
nießen den Schuß dileſes Geſetzes erſt He wenn 
in ortsüblicher Weiſe bekannt gemacht worden iſt, 
daß der Züchter ſeine Tauben der Militärverwaltung 
zur Verfügung geſtellt hat. 


$ 4. Für den Fall eines Krieges kann durch 
Kaiſerliche Verordnung beſtimmt werden, daß alle 
geſetzlichen Vorſchriften, welche das Töten und Ein⸗ 
fangen fremder Tauben geſtatten, für das Reichs⸗ 
gebiet oder einzelne Teile desſelben außer Kraft 
treten, ſowie daß die Verwendung von Tauben zur 
Beförderung von Nachrichten ohne Genehmigung der 
Milttärbehörde mit Gefängnis bis zu drei Monaten 
zu beſtrafen iſt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 

0 Palais, den 28. Mal 1894. 


8.) Wilhelm. 
Graf von Caprivi. 
545. Abänderung 


der Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904, 

Die Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904 
wird, wie folgt, abgeändert: 

1. Im § 2 unter III iſt im 2. Satze hinter 
„Seetelegramme” einzuſchalten: 

oder um Funkentelegramme. 

2. Im 8 6 unter h find im 2. Satze die 
Wörter „entweder als Handelsmarken“ bis 
„C. 88 2, III und 15, J)“ zu erſetzen durch: 

in den Seetelegrammen, in den Funken⸗ 
telegrammen oder als Handelsmarken an⸗ 
gewandt werden (f. 88 2, III, 15, I und 
15 a, II). 

3. Hinter § 15 werden 
eingeſchaltet: § 15a. Funkentelegramme. 

I. Funkentelegramme ſind Telegramme, die 
mittels Funkentelegraphen zwiſchen Küſtenſtationen 
und Stationen auf Schiffen in See (Bordſtationen) 
oder zwiſchen Schiffen in See gewechſelt werden. 

29 


folgende Beſtimmungen 
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Die inländiſchen und ausländiſchen Küſten⸗ 
ſtationen und Bordſtationen ſind in dem amtlichen 
Verzeichniſſe der Funkentelegraphenſtationen auf⸗ 
geführt. 

II. Für die Abfaſſung des Textes der Funken⸗ 
telegramme gelten die im § 2 unter II bis V ent 
haltenen Vorſchriften. 

III. Die Adreſſe der Funkentelegramme an 
Schiffe in See muß möglichſt vollſtändig ſein; fie 
hat zu enthalten: 

a) den Namen des Empfängers mit etwaigen 

ergänzenden Zuſätzen, 

b) den Namen des Schiffes, wie er in dem 
amtlichen Verzeichnis aufgeführt iſt, unter 
Hinzufügung der Nationalität und im Falle 
von Namensgleichheit, des Unterſcheidungs⸗ 
zeichens nach dem internationalen Signal⸗ 


buche, 

e) den Namen der Küſtenſtation, wie er in dem 
Verzeichnis aufgeführt iſt. 

IV. Hat ſich das Schiff, für welches ein 
Funkentelegramm beſtimmt iſt, innerhalb der vom 
Abſender beſtimmten Friſt oder beim Fehlen einer 
ſolchen Beſtimmung bis zum Morgen des 29. Tages 
bei der Küſtenſtation nicht gemeldet, ſo gibt dieſe 
dem Abſender Nachricht. Dieſer kann durch eine 
telegraphiſch oder brieflich an die Küſtenſtation ge⸗ 
richtete gebührenpflichtige Dienſtnotiz verlangen, daß 
ſein Telegramm weitere 30 Tage zur Uebermitte⸗ 
lung an das Schiff bereit gehalten werde uſw. In 
Ermangelung eines ſolchen Verlangens wird das 
Telegramm am Ende des 30. Tages (den Tag der 
1 nicht mitgerechnet) als unbeſtellbar zurück 
gelegt. 

Hat jedoch die Küſtenſtation die Gewißheit, 
daß das Schiff ihren Wirkungsbereich verlaſſen hat, 
bevor ihm das Funkentelegramm zugeführt werden 
konnte, ſo benachrichtigt ſie den Abſender davon. 

V. Unzuläſſig ſind: 

a) Telegramme mit vorausbezahlter Antwort, 

b) telegraphiſche Poſtanweiſungen, 

c) Telegramme mit Vergleichung, 

d) Telegramme mit Empfangsanzeige, 

e) nachzuſendende Telegramme, 

) gebührenpflichtige Dienſttelegramme, außer 
ſoweit es ſich um die Beförderung auf den 
Linien des Telegraphennetzes handelt, 

8) dringende Telegramme, außer ſoweit es ſich 
um die Beförderung auf den Linien des 
Telegraphennetzes nach Maßgabe der hierüber 
beſtehenden Beſtimmungen handelt, 

b) durch beſonderen Boten oder durch die Poſt 
zu beſtellende Telegramme. 

VI. Die Geſamtgebühr für Funkentelegramme 

umfaßt: 

1. die Gebühr für die Geebeförderung, und zwar 

a) die „Küſtengebühr“, 

b) die „Bordgebühr“; 


Bordſtationen wird die Geſamtgebühr 
telegramme vom Abſender erhoben. 


2. die nach den allgemeinen Beſtimmungen be⸗ 
rechnete Gebühr für die Beförderung auf den 
Linien des Telegraphennetzes. 

Für deutſche Stationen beträgt in der Regel; 
a) die Küſtengebühr 15 Pf. für das Wort, 
mindeſtens 1,50 M. für ein Telegramm, 

p) die Bordgebühr 15 Pf. für das Wort, min⸗ 
deſtens 3,50 Mark für ein Telegramm. 
Das Nähere, auch bezüglich der Gebühren für 


den Verkehr mit ausländiſchen Funkentelegraphen⸗ 
ſtationen ſowie der erhöhten Gebühren für den Ver⸗ 
kehr auf Entfernungen von mehr als 800 km, 
ſofern ein ſolcher Verkehr zugelaſſen wird, ergibt ſich 


aus den bei den Telegraphenanſtalten und den Bord⸗ 
ſtationen vorhandenen Tarifen. 

Im Verkehre zwiſchen Küſtenſtationen und 

der Funken⸗ 
Im Verkehre 
zwiſchen Bordſtationen wird die Bordgebühr des 
gebenden Schiffes vom Abſender, die des aufnehmenden 
Schiffes vom Empfänger erhoben. 

Für Telegramme, bei denen eine funkentele⸗ 
graphiſche Beförderung nur zwiſchen einem deutſchen 
Feuerſchiff und einer deutſchen Küſtenſtation auf 
feſtem Lande ſtattfindet, wird die nach den alige- 
meinen Beſtimmungen zu berechnende Gebühr für 
die Beförderung auf den Linen des Telegraphen⸗ 
netzes und daneben ein feſter Zuſchlag von 0,80 
Mark erhoben. In ſolchen Fällen wird die Geſamk⸗ 
gebühr für die an Feuerſchiffe gerichteten Telegramme 
vom Abſender und für die von den Feuerſchiffen 
kommenden Telegramme vom Empfänger erhoben. 

VII. Hinſichtlich der Erſtattung von Gebühren 
gelten die Beſtimmungen des 8 21 unter folgenden 
Vorbehalten: 

Die auf die funkentelegraphiſche Beförderung 
verwendete Zeit ſowie die Zeit, während der ein 
Funkentelegramm bei der Küſten⸗ oder Bordſtation 
lagert, zählen bei den für die Erſtattung von Ge⸗ 
bühren maßgebenden Friſten nicht mit. 

Hat die gebende Station keine Quittung über 
das Funkentelegramm erhalten, ſo wird die Gebühr 
nur erſtattet, wenn feſtgeſtellt worden iſt, daß das 
Funkentelegramm Anlaß zur Gebührenerſtattung gibt 

VIII. Wenn ein auf einem Schiffe in See 
aufgeliefertes Funkentelegramm dem Empfänger aus 
irgend einem Grunde nicht zugeſtellt werden kann, 


ſo wird eine Unbeſtellbarkeitsmeldung abgelaſſen und 


wenn möglich, dem Schiffe zugeführt. Kann ein 
bei einer Bordſtation angekommenes Telegramm 
nicht beſtellt werden, ſo teilt die Bordſtation dies 
der Urſprungsanſtalt durch dienstliche Meldung mit. 
Die Meldung wird, ſoweit möglich, der Küſten⸗ 
ſtation zugeführt, die das Funkentelegramm im Durch⸗ 
gange befördert hat, ſonſt der nächſten Küſtenſtation. 

IX. Die Urſchriften der Funkentelegramme 
werden, von dem auf den Aufgabemonat folgenden 
Monat an gerechnet, 12 Donate lang aufbewahrt, 


185 


4. Im 8 17 iſt unter IId) hinter (8 3, X) 
ein Komma zu ſetzen und ſodann einzu⸗ 
ſchalten: } 

e) für die zwiſchen Bordſtationen zu wechſeln⸗ 
den und für die von deutſchen Feuerſchiffen 
kommenden Funkentelegramme ($ 15 a, VI). 

5. Im 8 20 iſt unter J als zweiter Abſatz ein⸗ 
zuschalten: 

Für die Behandlung der Unbeſtellbarkeitsmel⸗ 
dungen über Funkentelegramme gelten die Beſtim⸗ 
mungen im § 15a unter VIII. 

6. Im § 20 unter II iſt im letzten Satze ein⸗ 

zuſchalten hinter „Seetelegrammen“: 
und von Funkentelegrammen, 
ferner hinter „§ 15“: 
und § 15a, 

San 8 21 ift hinter VII einzuſchalten: 
hübrenerfta 1900 Beh eren für die Ge⸗ 
inter SE an en Vorbehalte find im 8 15a 


8. Im 8 23 unter 11 E 
ee iſt am Schluſſe nach⸗ 

Für die Aufbewahrung der Urſchriften der 
Funkentelegramme gelten die Beſtimmungen u 8 15a 
unter IX. 

9. Im S 24 ift als Abſatz III einzufchalten: 

III. Für den funkentelegraphiſchen Verkehr mit 
dem Auslande ſind die Beſtimmungen des Inter⸗ 
nationalen Funkentelegraphenvertrags nebſt Zuſatz⸗ 
abkommen, Schlußprotokoll und Ausführungsüberein⸗ 
kunft ſowie der etwaigen beſonderen Verträge maß, 
gebend, ferner gilt die Telegraphenordnung, ſoweit 
ſie mit dieſen Beſtimmungen nicht in Widerſpruch ſteht. 

Der bisherige Abſatz IIT erhält die Bezeichnung IV. 


Die vorſtehenden Beſtimmungen tret i 
n f gen treten am 1. Juli 


raft. 
Berlin W 66, den 14 Juni 1908. 
Der Reichskanzler. 
In Vertretung: Kraetke. 
Bekanntmachung der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden. 
546. Die Zinsſcheine Reihe VI Nr. 1 bis 20 
zu den Schuldverſchreibungen der preußiſchen kon⸗ 
ſolidierten 3½ vormals Aigen Staatsanleihe von 
1876—1879 über die Zinſen für die zehn Jahre 
vom 1. Juli 1908 bis 30. Juni 1918 nebſt den 
Erneuerungsſcheinen für die ene werden 
vom 6. J Is. a 
ausgereicht, und 13 es 
durch die Kontrolle der Staatspapiere i 
“ein 15 68, gebe 92/04 fi N 
urch die Königliche S 8 { 
en W. e 
urch die Preußiſche Zentral⸗ 

In Berlin 03, am e 
durch ſämtliche preußiſche Regi tt 
Kreiskaſſen, Oberzolllaffen, Jelkoſte ond brit 

amtlich verwaltete Forſtkaſſen, f 


durch ſämtliche Reichsbankhaupt⸗ und Reichsbank⸗ 
ſtellen und ſämtliche mit Kaſſeneinrichtung verſehene 
Reichsbanknebenſtellen, forte 

durch dieſenſaen Ober⸗Poſtkaſſen, an deren 
Sitz ſich keine Reichsbankanſtalt befindet. 

Formulare zu den Verzeichniſſen, mit welchen 
die zur Abhebung der neuen Zinsſcheinreihe berechti⸗ 
genden Erneuerungsſcheine (Anweiſungen, Talons) 
den Ausreichungsſtellen einzuliefern ſind, werden 
von dieſen unentgeltlich abgegeben. 

Der Einreichung der Schuldverſchreibungen 
bedarf es zur Erlangung der neuen Zinsſcheine nur 
dann, wenn die Erneuerungsſcheine abhanden 
gekommen ſind. 

Berlin, den 26. Mai 1908. 

Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
v. Biſchoffshauſen. 

547. Vorkommniſſe in neuerer Zeit veranlaſſen 
mich, die Runderlaſſe vom 26. 6. 1872 — M. Bl. 
S. 272 — und vom 10. 2. 1883 — M. Bl. S. 38 
— betr. das Verhalten der als Organe der öffent⸗ 
lichen Feuerverſicherunasſozietäten tätigen oder mit 
einer polizeilichen Kontrolle in Bezug auf das Ver⸗ 
ſicherungsweſen betrauten Staats⸗ und Gemeinde⸗ 
beamten, erneut in Erinnerung zu bringen. 

Berlin, den 23. Juni 1908. 

Der Miniſter des Innern. 

Im Auftrage. v. Kitzing. 
Bekanntmachung des Oberpräfidenten der 
Provinz Brandenburg. 

Polizeiverordnung 
betreffend 

Aufſtellung, Beſchaffenheit und Betrieb von 

beweglichen Kraftmaſchinen 

(Bewegliche Dampfkeſſel und Motoren). 
Auf Grund der 88 137 und 139 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 (GS. S. 195) ſowie der 88 6, 12 und 15 
des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850 (GS. S. 265) wird für den Umfang der 
Provinz Brandenburg mit Ausnahme der Stadt⸗ 
kreiſe Charlottenburg, Schöneberg, Rixdorf, Wilmers⸗ 
dorf und Lichtenberg und der Landgemeinde Bor- 
hagen —Rummelsburg mit Zuſtimmung des Pro⸗ 
vinzialrats hierdurch verordnet, was folgt: 

A. Bewegliche Dampfkeſſel. 
Geltungsbereich der Polizeiverordnung 
in bezug auf bewegliche Dampfkeſſel. 

1 


548. 


Den Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung 
ſind alle beweglichen Dampfkeſſel unterworfen, ſoweit 
ſie nicht vorübergehend auf ſchwimmenden und im 
Waſſer beweglichen Bauten aufgeſtellt ſind oder zur 
Benutzung auf feſten Schienenwegen (Lokomotiv⸗ 


keſſel für Hauptbahnen. Nebenbahnen, Kleinbahnen, 


Privatanſchlußbahnen, Heizkeſſel in Eiſenbahnwagen, 

Koksausdrückmaſchinen, Kranwagen, Trockenbagger 

uſw.) oder zur eigenen Fortbewegung ohne Schienen⸗ 
29 * 
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wege (3. B. Damppfflüge) od er für Dampffeuerſpritzen 

beſtimmt find. 

Inbetriebnahme beweglicher Dampfkeſſel. 
82. 

I. Die Beſitzer der nach 81 unter dieſe 
Polizeiverordnung fallenden beweglichen Dampfkeſſel 
oder deren Stellvertreter haben der für ihren Wohn⸗ 
ſitz zuſtändigen Ortspolizeibehörde und dem zu⸗ 
ſtändigen Keſſelprüfer von jedem Zus und Abgange 
der ihnen gehörigen, zum Betriebe beſtimmten beweg⸗ 
lichen Dampfkeſſel binnen einer Woche ſchriftlich oder 
mündlich Anzeige zu erſtatten. 

Bei der Anzeige ſind anzugeben: 

1. die Verwendungsarten des beweglichen 
Dampfkeſſels; 

2. der Inhalt des Keſſelſchildes; 

3. der Zeitpunkt und die Art der letzten im 
Reviſionsbuche des beweglichen Dampf⸗ 
keſſels eingetragenen Unterſuchung oder, 
falls an dem Keſſel nach dem Reviſions⸗ 
buche noch keine Unterſuchung vor⸗ 
genommen iſt, der Zeitpunkt der Ab⸗ 
nahme. 

Bei Abgangsanzeigen iſt außerdem anzugeben, 
in weſſen Beſttz der abgemeldete Keſſel übergeht. 

II. Soll ein beweglicher Dampfkeſſel in dem 
Bezirk einer anderen Ortspolizeibehörde vorüber⸗ 
gehend in Betrieb genommen werden, ſo iſt dieſer 
Behörde von dem Beſitzer oder einem von ihm 
beauftragten Stellvertreter vor der Eröffnung des 
Betriebs Anzeige unter Angabe der Stellen, an 
welchen der Betrieb ſtattfinden ſoll, zu erſtatten. 
Aufſtellung der beweglichen Dampfkeſſel. 

83. 

I. Der Betrieb und die Aufſtellung geheizter 
beweglicher Dampfkeſſel innerhalb von Gebäu⸗ 
den mit weicher Bedachung oder in Räumen 
mit leicht entzündlichem Inhalt iſt verboten. Beträgt 
die zuläſſige Dampfſpannung des Keſſels mehr als 
6 Atmoſphären Ueberdruck oder das Produkt ans 
der Heizfläche in Quadratmetern und der zuläſſigen 
Dampfſpannung in Atmoſphären Ueberdruck mehr 
als 30, ſo darf der Aufſtellungsraum weder über⸗ 
wölbt ſein, noch eine feſte Balkendecke haben. 

II. Der Betrieb und die Aufſtellung geheizter 
beweglicher Dampfkeſſel in Anbauten von 
Gebäuden mit weicher Bedachung oder in 
Räumen, die neben ſolchen mit leicht entzündlichem 
Inhalte liegen, iſt nur geſtattet, wenn eine feuer⸗ 
ſichere Trennungswand vorhanden iſt. Die übrigen 
Umfaſſungswände des Aufſtellungsraums einſchließ⸗ 
lich der Türen ſind mindeſtens auf 1,5 m über dem 
Fußboden feuerſicher herzuſtellen. Letzterer muß 
gleichfalls feuerſicher ſein. Die Durchführung von 
Transmiſſionswellen durch die Trennungswand muß 
feuerſicher abgedichtet werden. Treibriemen, welche 
durch ſolche Wände hindurch geführt werden ſollen, 


find mit Käſten zu umſchließen, ſowelt ſte in den 
Räumen mit leicht entzündlichem Inhalte laufen. 
III. Der Schornſtein beweglicher Dampfkeſſel, 
die innerhalb von Gebäuden betrieben werden, muß 
ſo hoch ins Freie geführt werden, daß ſeine Aus⸗ 
mündung bei weicher Bedachung anſtoßender Gebäude 
mindeſtens 5 m, bei harter Bedachung mindeſtens 
1,5 m über die Firſten der Dachflächen hinausragt. 
Brennbare Gegenſtände müſſen von metallenen 
Rauchröhren mindeſtens 0,5 m entfernt bleiben. 


Dieſer Abſtand kann bei der Durchführung durch 


das Dach auf 0,25 M ermäßigt werden, wenn der 
Ausſchnitt im Dache eine Blechverkleidung erhält. 

IV. Auf freiſtehende, provpiſoriſche 
Bretterſchuppen zum Schutze beweglicher Dampf⸗ 
keſſel finden ſinngemäß die Beſtimmungen des Ab⸗ 
ſatzes III und die des Abſatzes I dann Anwendung, 
wenn ihr Abſtand von benachbarten Gebäuden mit 
leicht entzündlichem Inhalt oder weicher Dachung, 
von Schobern oder Mieten weniger als 5 m beträgt. 

V. Bei der Aufſtellung geheizter beweglicher 
Dampfkeſſel außerhalb von Gebäuden ſind 
nachſtehende Entfernungen des Rauchrohrs und der 
zur Heizung dienenden Teile des Keſſels einzuhalten: 

a) von Gebäuden mit feuerſicheren Um⸗ 
faſſungswänden und harter Dachung 
mindeſtens 1 m von der Traufkante, 
ſofern die Gebäude keine leicht entzünd⸗ 
lichen Gegenſtände, 
mindeſtens 3 m von der Traufkante, 
ſofern ſie ſolche Gegenſtände enthalten; 
b) von Gebäuden mit nicht feuerſicheren 
Umfaſſungswänden oder mit weicher 
Bedachung mindeſtens 5m von der 
Trauffante; 
c) von Schobern, Mieten, Holzvorräten, 
Waldbeſtänden mindeſtens 5 m. 

Die vorſtehend angegebenen Entfernungen gelten 
für die Heizung der Keſſel mit Koks, Steinkohle 
und Steinkohle⸗Briketts. Werden zur Feuerung 
Braunkohlen, Torf, Holz oder andere zum Funken⸗ 
werfen neigende Brennſtoffe benutzt, fo find mindeſtens 
die doppelten Entfernungen einzuhalten. 

VI. Der Betrieb beweglicher Keſſel auf 
öffentlichen Wegen oder in geringerer Ent⸗ 
fernung als 5 m von denſelben iſt nur mit beſonderer 
Genehmigung der Ortspolizeibehörde zuläſſig. 

VII. Die Umgebung beweglicher Dampfkeſſel 
iſt beim Betrieb in einem Umkreiſe von mindeſtens 
5 m von anderen als zur Heizung beſtimmten leicht 
entzündlichen Gegenſtänden frei zu halten. 

Beſchaffenheit der beweglichen 
Dampfkeſſel. 
4 


J. Jeder bewegliche, mit feſten Brennſtoffen 
geheizte Dampfkeſſel muß verſehen ſein: 

. mit einer wirkſamen Einrichtung zur 

Vermeidung des Funkenauswurfs, welche 
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der Aufſicht des Keſſelprüfers unterliegt. 
Soweit die angebrachte Vorrichtung nicht 
bereits von der Zentralbehörde als eine 
wirkſame Einrichtung im Sinne dieſer 
Polizeiverordnung anerkannt worden iſt, 
hat der Beſitzer des beweglichen Dampf⸗ 
keſſels die Zuverläſſigkeit dem zuſtändigen 
Keſſelprüfer nachzuweiſen; 

2. mit einem durch eine Klappe verſchließ⸗ 
baren Aſchenfalle. Soweit die Bauart 
oder die Betriebsweiſe des Keſſels es 
geſtattet, ſoll ein Aſchenkaſten angebracht 
werden, der, ſolange ſich glühender Brenn⸗ 
ſtoff auf dem Roſte befindet, mit Waſſer 
gefüllt zu halten iſt. 

Betrieb der beweglichen Dampfkeſſel. 
5 


J. An der Betriebsſtätte beweglicher Dampf⸗ 
keſſel ſind unter Verantwortung bes * Hu 
feines Stelloertreters bereit zu halten: 

1. das Reviſtonsbuch mit der Genehmigungs⸗ 
urkunde und den zugehörigen Zeich⸗ 
nungen, der Beſchreibung ſowie den 
Beſcheinigungen über die Bauart⸗, Waſſer⸗ 
druck und Abnahmeprüfung oder be⸗ 
glaubigte Abſchriften dieſer Papiere; dieſe 
ſind den zuſtändigen Beamten auf Ver⸗ 
langen vorzulegen; 

2. die Dienſtvorſchriften für Dampfkeſſel⸗ 
wärter in der behördlich anerkannten 
Faſſung und ein Abdruck dieſer Polizei⸗ 
verordnung für den Keſſelwärter. 

II. Fehlen die unter 11 und 2 bezeichneten 
Keſſelpapiere oder enthält das Reviſionsbuch keinen 
Vermerk über die im letztverfloſſenen Rechnungsjahr 
ausgeführte Prüfung, ſo kann die Polizeibehörde 
den Betrieb bis auf weiteres unterſagen. 

6 


I. Die Speiſevorrichtungen beweglicher Dampf⸗ 
keſſel ſind während des Betriebs mit Waſſerbehältern 
von hinreichendem Inhalt oder mit natürlichen 
Waſſerentnahmeſtellen (Teichen, Waſſerläufen oder 
dergl.) betriebsfähig verbunden zu halten. 

II. Der Schornſtein in Betrieb befindlicher 
beweglicher Dampfteſſel iſt mindeſtens alle 4 Wochen, 
die Rauchkammer, ſoweit eine ſolche vorhanden ift, 
dor jeder erneuten Jubetriebſetzung des Keſſels zu 
reinigen. 

III. In der Nähe 
Maſchinen iſt eine 
bereit zu halten. 


in Betrieb beſindlicher 
genügende Zahl von Löſchgeräten 


8 7. 

I. Die Bedienung beweglicher Dampfkeſſel 
darf nur erfahrenen, zuverläſſigen männlichen Wärtern 
im Alter von mindeſtens 18 Jahren anvertraut 
werden, welche die zur Sicherheit des Betriebs er; 
forderlichen Vorkehrungen und erlaſſeuen Beſtim⸗ 
mungen kennen und anzuwenden verſtehen und der 


en Sprache in Wort und Schrift hinreichend 
nia fn Die Keſſelwärter haben bei den 
A ene m den n Keſſelprüfern 
ihre Sachkunde nachzuweiſen. 

115 8 a geſſelwärter muß den Keſſel während 
des Betriebs unter ſtändiger Aufſicht halten. 

III. Vor der Fortbewegung beweglicher Keſſel 
auf öffentlichen Wegen unter Dampf hat der Wärter 
den Druck ſoweit zu ermäßigen, daß das Abblaſen 
von Dampf vermieden wird. . iſt 

euer vom Roſte zu entfernen. a 
> W. Treten El eiter der im 8 4 bezeichneten 
Einrichtungen gefahrdrohende Mängel hervor, die 
nicht ſofort beſeitigt werden können, ſo iſt der 
Betriebsunternehmer und an feiner Stelle der 
Keſſelwärter verpflichtet, den Betrieb bis zur Beſeiti⸗ 
gung der Mängel einzuſtellen. 

V. Nach Beendigung des Betriebs darf der 
Wärter den Keſſel nicht verlaſſen, bevor nicht das 
Brennmaterial und die Aſche erkaltet oder in geeig⸗ 
neter Weiſe unter Vermeidung von Feuersgefahr 
gelöſcht ſind. Ebenſo iſt zu verfahren, wenn beweg⸗ 
liche Keſſel nach Beendigung des Gebrauchs in das 
Innere von Gebäuden gebracht werden. 


88, 

I. Wenn bewegliche Dampfkeſſel in der Nähe 
von Gebäuden mit weicher Dachung, von Schobern, 
Mieten, Waldbeſtänden oder anderen leicht entzünd⸗ 
lichen Gegenſtänden betrieben werden, ſo muß bei 
ſtarkem Winde der Betrieb unter Beachtung der im 
87 Abſatz V enthaltenen Vorſchrift eingeſtellt werden, 
ſobald eine Gefahr für die benachbarten Gebäude, 
Schober uſw. durch Funkenflug erkennbar iſt. 

II. Der Betrieb beweglicher Dampfkeſſel darf 
in der Dunkelheit nur bei angemeſſener Beleuchtung, 
und zwar an feuergefährlichen Betriebsſtätten nur 
mit geſchloſſenen, gegen Zerbrechen des Glaſes zu 
ſchützenden Beleuchtungskörpern erfolgen 

9 


Wenn ein beweglicher Dampfkeſſel längere Zeit 
hindurch auf derſelben Betriebsſtätte gebraucht wird, 
ſo hat der Betriebsunternehmer auf Anordnung der 
Ortspolizeibehörde diejenigen Vorkehrungen zu treffen, 
welche geeignet ſind, Schädigungen oder Beläſtigungen 
der Nachbarn, des Publikums oder der Bedienung 
abzuwenden. 

B. Bewegliche Exploſionsmotoren. 
Aufſtellung der beweglichen Exploſions⸗ 
motoren. 

8 10. 

I. Der Betrieb beweglicher Exploſionsmotoren 
mit elektriſcher oder Kompreſſionszündung inner» 
halb von Gebäuden unterliegt nachſtehenden 
Beſchraͤnkungen: 

1. Vor der Eröffnung des Betriebs iſt der 
Ortspolizeibehörde Anzeige zu erſtatten. 
2. Oberhalb der Motoren müſſen Holzwerk 
und leicht entzündliche Gegenſtände 
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mindeſtens 1,5 m und ſeitlich mindeſtens 
Im von den zur Zündung dienenden 
Teilen entfernt bleiben. 

3. Kann das Auspuffrohr nicht in einen 
vorhandenen, anderen Zwecken nicht 
dienenden maſſiven Schornſtein eingeführt 
werden, ſo muß es aus dem Gebäude 
herausgeleitet werden. Brennbare Gegen⸗ 
ſtände müſſen dabei von dem Rohre 
mindeſtens 0,5 m und von ſeiner Mün⸗ 
dung mindeſtens Im entfernt bleiben. 
Erſterer Abſtand kann bei der Durch⸗ 
führung durch das Gebäude auf 0,25 m 
ermäßigt werden, wenn der Ausſchnitt 
eine Blechverkleidung erhält. 

4. Feuerſtellen dürfen in dem Aufſtellungs⸗ 
raum und den damit in offener Ver⸗ 
bindung ſtehenden Räumen nicht benutzt 


werden. 
Bewegliche Exploſionsmotoren, welche mit leichten 
Kohlenwaſſerſtoffen oder mit offener Zündung 


betrieben werden, dürfen innerhalb von Gebänden 
nur in abgeſchloſſenen, ausſchließlich dieſem Zwecke 
dienenden Räumen mit feuerſicheren Wänden und 
Decken unter Beachtung der vorſtehenden Ziffern 
1 bis 4 und der beiden letzten Sätze von 8 3 
Abſ. II betrieben werden. 

II. Beim Betriebe beweglicher Exploſions⸗ 
motoren außerhalb von Gebäuden muß das 
Auspuffrohr von Motoren mit elektriſcher oder Kom⸗ 
preſſionszündung 

von Schobern, Mieten, Waldbeſtänden 
und anderen leicht entzündlichen Gegen⸗ 
ſtänden oder von der Traufkante von 
Gebäuden mit weicher Dachung mindeſtens 
3,0 m entfernt bleiben. 

Werden die Motoren mit leichten Kohlen⸗ 
waſſerſtoffen oder mit offener Zündung (Glührohr) 
betrieben, ſo ſind mindeſtens die doppelten Abſtände 
einzuhalten. 

III. Die Umgebung der Motoren iſt beim 
Betrieb in einem Umkreiſe von mindeſtens 3 m von 
leicht entzündlichen Gegenſtänden frei zu halten. 

IV. Die beweglichen Exploſionsmotoren ſind 
ſo aufzuſtellen, zu betreiben oder mit ſolchen Vor⸗ 
kehrungen zu verſehen, daß Schädigungen oder 
Beläſtigungen der Nachbarn und des Publikums 
durch Geräuſch, Geruch oder Rauch vermieden 
werden. 

Beſchaffenheit der beweglichen 
Exploſionsmotoren. 


8 11. 

I. Die Behälter für flüſſige Brennſtoffe an 
den Motoren müſſen ſo angebracht ſein, daß eine 
gefährliche Erwärmung der Flüſſigkeiten ſelbſt bei 
andauerndem Betrieb ausgeſchloſſen iſt. Die 
Behälter find aus widerſtandsfähigem Bauſtoffe 
mit dichten Verſchlüſſen herzuſtellen und müſſen 


einen exploſtonsſicheren Verſchluß erhalten, der beim 
Füllen nicht entferut zu werden braucht und nur 
entfernt werden darf, wenn der Motor außer Betrieb 
iſt. Gläſerne Flüſſiakeitsſtand⸗Anzeiger ſind gegen 
Verletzungen ſorgfältig zu ſchützen und abſperrbar 
einzurichten. 

II. Die Motoren ſind mit einer geeigneten, 
gefahrlos zu handhabenden Andrehvorrichtung zu 
verſehen. 

III. Bei Motoren mit offener Zündflamme iſt 
um die Flamme und das Glührohr ein Eiſengehäuſe 
anzubringen, deſſen Mündungen mit engem Draht⸗ 
geflecht abzuſchließen ſind. 

IV. Das Anlaßgefäß von beweglichen Spiritus⸗ 
motoren darf nicht mehr als 1,5 Ltr. Flüſſigkeit faſſen. 
Betrieb der beweglichen Exploſionsmotoren 

12 


I. Das Füllen der Behälter für flüſſige Brenn⸗ 
ſtoffe an den Motoren darf nur mittels exploſions⸗ 
ſicherer Handkannen von höchſtens 20 Liter Inhalt 
oder mittels geſchloſſener Rohrleitung unter Benutzung 
flammenſtickender gevreßter Gaſe (3. B. Kohlenſäure) 
oder von vollſtändig dichten Pumpen, z. B. Flügel⸗ 
pumpen erfolgen. In letzterem Falle müſſen die 
Druckrohrleitung und Flügelpumpe feſt mit der 
beweglichen Kraftmaſchine verbunden ſein. Das 
Vorratsfaß mit dem Brennſtoffe muß mindeſtens 
3m von dem Motore entfernt fein. Das Füllen 
der Behälter darf nur beim Stillſtande der Motoren 
und bei ſolchen zum Betriebe mit leichten Kohlen⸗ 
waſſerſtoffen (Benzin, Gaſolin, Naphtha uſw.) außer⸗ 
dem nur bei Tageslicht, Außenbeleuchtung des 
Raumes oder bei elektriſchem Glühlichte vorgenommen 
werden. 

II. Bei Ausbeſſerungsarbeiten an Motoren 
mit elektriſcher Zündung ſind die Leitungsdrähte 
aus den Klemmen zu löſen. 

III. Bewegliche Motoren mit Vergaſern, die 
durch offene Flammen geheizt werden, dürfen in der 
Nähe leicht entzündlicher Gegenſtände nicht angelaſſen 
werden. 

IV. Der Betrieb von Motoren darf in der 
Dunkelheit nur bei angemeſſener Beleuchtung und 
zwar an feuergefährlichen Betriebsſtätten nur mit 
geſchloſſenen, gegen Zerbrechen des Glaſes zu 
ſchützenden Beleuchtungskörpern erfolgen. Bei dem 
Betriebe von Motoren für Benzin und ähnliche 
leichte Kohlenwaſſerſtoffe innerhalb von Gebäuden 
müſſen Sicherheitslampen zur Beleuchtung verwendet 
werden. 

V. An der Betriebsſtätte beweglicher Exploſtons⸗ 
motoren iſt ein Abdruck dieſer Polizeiverordnung zur 
Einſichtnahme des Wärters bereit zu halten. 

Lagerung der leichten Kohlenwaſſerſtoffe 
zum Betriebe von Exploſionsmotoren. 
8 13. 

Ueberſteigt der Vorrat an Benzin und anderen 

leichten Kohlenwaſſerſtoffen, die zum Betriebe der 


— 
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Motoren beſchafft werden, die Menge von 200 kg, 
ſo dürfen dieſe Vorräte nicht auf dem Motor geführt 
werden, ſondern ſind beſonders zu befördern und zu 
lagern. Im übrigen müſſen größere Mengen als 
30 kg ſolcher Flüſſigkeiten unbeſchadet der Beſtim⸗ 
mungen in den 88 11 und 12 in eiſernen Fäſſern 
mit exploſtonsſicherem Verſchluß mindeſtens 5m von 
leicht entzündlichen Gegenſtänden entfernt aufbewahrt 
werden; Mengen über 300 kg dürfen nur nach An- 
Frei bei der Ortspolizeibehörde, und zwar im 
Freien in einer mindeſtens 20 m von Gebäuden 
oder leicht entzündlichen Gegenſtänden entfernten, 
dicht überdeckten Grube, die auszumauern oder gut 
abzuſtützen iſt, oder in beſonderen Schuppen mit 
vertiefter undurchläſſiger Sohle bei Einhaltung des⸗ 
ſelben Abſtandes derart gelagert werden, daß der 
Raum innerhalb der Grube oder Vertiefung die 
aufbewahrten Flüſſigkeiten im Falle einer Beſchädigung 
oder Undichtigkeit der Behälter völlig zu faſſen 


vermag. 
C. Elektriſch 6 Motoren. 
14. 


I. Bewegliche Motoren dieſer Art dürfen ohne 
Beſchränkung hinſichtlich der Aufſtellung betrieben 
werden. Die Stromzuführung zwiſchen der feſten 
Leitung und den Motoren muß durch gut iſolierte 
und iſoliert aufgehängte Leitungen erfolgen. An⸗ 
ſchlußkaſten, Schalter, Kollekloren, Sicherungen und 
Anlaſſer ſind ſo zu ſchützen, daß von denſelben keine 
Funken ins Freie treten können. Für die An⸗ 
forderungen an die Beſchaffenheit und die Benutzung 
ſolcher Motoren ſind die jeweiligen von den zu⸗ 
ſtändigen Behörden erlaſſenen Vorſchriften für die 
Errichtung elektriſcher Starkſtromanlagen maßgebend. 

II. An der Betriebsſtätte iſt ein Abdruck 
dieſer Polizeiverordnung zur Einſichtnahme für den 
Wärter bereit zu halten. 

D. Allgemeines. 
15. 

J. Als feuerſichere Umfaſſungswände im Sinne 
dieſer Polizeiverordnung gelten zur Zeit neben 
mafftven und Betonwänden Ziegelſteinfachwerkwände, 
Monier⸗ und Rabitzwände, Gips⸗ und Kunſtſtein⸗ 
plattenwände, ſofern die Fugen dicht verſtrichen ſind. 

II. Als harte Bedachungen im Sinne dieſer 
Verordnung gelten nur ſolche, bei welchen keine 
leicht feuerfangenden Stoffe verwendet werden. Gut 
beſandete Dachpappe gilt als harte Bedachung. Jede 
andere Art der Bedachung, bei welcher leicht ent⸗ 
zündliche Stoffe in irgend einer Weiſe verwendet 
werden (3. B. Ziegeldachung mit Strohdockenunter⸗ 
lagen, Schilf⸗, Rohr⸗, Stroh-, Holz: und Schindel⸗ 
dachung), gilt als weiche Bedachung. 

Il, Den Petroleum⸗ und Benzinmotoren im 
Sinne dieſer Polizeiverordnung werden ſolche, welche 
mit anderen Kohlenwaſſerſtoffen betrieben werden, 
gleichgeſtellt. Als leichte Kohlenwaſſerſtoffe gelten 
ſolche mit einem Entflammungspunkt unter 21. 


IV. Kraftfahrzeuge (Automobile), die mit 
Spiritus, Kohlenwaſſerſtoffen oder elektriſch betrieben 
werden, fallen nicht unter die Beſtimmungen der 
Abſchnitte B und C eh 


J. Für die Einhaltung der Vorſchriften dieſer 
Verordnung über die Auſſtellung und den Betrieb 
beweglicher Kraftmaſchinen iſt neben dem Betriebs⸗ 
unternehmer der von dieſem beſtellte Wärter ver⸗ 
antwortlich. Als Betriebsunternehmer im Sinne 
dieſer Polizeiverordnung gilt derjenige, für deſſen 
Rechnung und Gefahr der Betrieb ſtattfindet. i 

II. Für die Einhaltung der Vorſchriften dieſer 
Verordnung über die Inbetriebnahme und Beſchaffen⸗ 
heit der beweglichen Kraftmaſchinen ſind die Beſitzer 
der Maſchine, und wenn dies Vereine ſind, deren 
Vorſtandsmitglieder verantwortlich. f 

III. Die Wärter beweglicher Kraftmaſchinen 
find von den nach Abſ. I und II zunächſt verant⸗ 
wortlichen Perſonen ſoweit erforderlich vor der In⸗ 
betriebnahme mit der Bedienung der Maſchine und 
den vorſtehenden Vorſchriften vertraut zu machen. 

17 


Ausnahmen von den Vorſchriften dieſer Polizei⸗ 
verordnung kann der Landrat, in Stadtkreiſen 
und den zu einem Landkreiſe gehörigen Städten mit 
mehr als 10 000 Einwohnern die Ortspolizeibehörde 
gewähren. 


8 18. 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften 
dieſer Verordnung werden, ſofern nicht andere 
Strafvorſchriften Platz greifen, mit Geldſtrafe bis 
zu 60 Mark beſtraft, an deren Stelle im Unver⸗ 
mögensfall entſprechende Haft tritt. 
9 


Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1. Ok 
tober 1908 unter Aufhebung aller früheren, 
denſelben Gegenſtand betreffenden Verordnungen, 
namentlich der Polizeiverordnung des Regierungs⸗ 
präſidenten in Potsdam vom 12. Juni 1893 (Amts⸗ 
blatt S. 250) und der Polizeiverordnung des 
Regierungspräſidenten in Frankfurt a. O. vom 
12. Auguſt 1884 (Amtsblatt S. 235/236) in Kraft. 

Potsdam, den 6. Juli 1908. 

Der Oberpräſident. 

von Trott zu Solz. 

G. P1243 
Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. Oder. 
549. Rachſtehend aufgeführten Schweſtern des 
Vaterländiſchen Frauenvereins zu Frankfurt a. O. 
iſt der Ausweis für ſtaatlich anerkannte Kranken⸗ 
pflegeperſonen erteilt worden: 1. Oberin Eliſabeth 
Kroſchel, Frankfurt a. O., 2. Auguſte Weichert, 
Frankfurt a. O., 3. Adolfine Böhm, Müllroſe, 
4. Magdalene Hentſch, Frankfurt a. O., 5. Marie 
Böpple, Müllroſe, 6. Valeria Graf, geb. Werner, 
Gelſenkuchen, 7. Anna Stargardt, Gorgaſt, 
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8. Margarete Maaßen, Frankfurt a. O., 9. Eliſa⸗ 
bet Hänſch, Frankfurt a. O., 10. Hedwig Mo⸗ 
haupt, Frankfurt a. O., 11. Auguſte Grünewaldt, 
Frankfurt a. O., 12. Anna Genieſer, Frankfurt a. O., 
13. Marie Keßler, Frankfurt a. O., 14. Klara 
Fidelack, Gaſſen, 15. Ottilie Dietrich, Frank⸗ 
furt a. O., 16. Marie Steffens, Müllroſe, 
17. Marta Henning, Frankfurt a. O., 18. Maria 
Weidler, Frankfurt a. O. 
Frankfurt a. O., den 5. Juli 1908. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
550. Den nachſtehend aufgeführten Schweſtern 
des Diakoniſſen⸗Mutterhauſes Lutherſtiftung in Frank⸗ 
furt a. O. iſt der Ausweis für ſtaatlich anerkannte 
Krankenpflegeperſonen erteilt worden: Marie 
Anderweit, Luiſe Kohn, Pauline Herzog, 
Berta Müller, Eliſabeth Hartwig, Anna Müller, 
Mathilde Schulzendorf, Pauline Kaim, Auguſte 
Schulze, Marie Wilke, Emma Kruſe, Magdalene 
Furchtbar, Veronika Mönke, Sophie Mögen⸗ 
burg, Berta Drühl, Marta Fabig, Elfriede 
Herrmann, Emma Kroufeld, Erneſtine Heintze, 
Anna Rieh, Anna Werner, Marie Hänfer, 
Eliſabeth Michalowska, Ida Vogt, Lina Haft, 
Helene Kuke, Helene Otto, Erneſtine Nagatz, 
Anna Schmidt, Fanny Scher, Marie Lucke, 
Marie Rieger, Clara Vehſe, Thereſe Böcke, 
Alma Heinze, Margarethe Bindemaun, Elsbeth 
Schulz, Marie Büttner, Anna Futter lieb, 
Luiſe Weithaſe, Martha Charlet, Anna Schulze, 
Emmi Hacker, Marta Schulze, Alma Kannow, 
Helene Schellbach, Margarethe Lukas, Marie 
latz, Clara Gramlich, Emma Herrmaun, 
uſanne Schneemelcher, Martha Krebs, Berta 
Gräber, Mathilde Thielmann, Emma Pahl, 
Marie Malke, Marta Wieſeke, Marta Schu⸗ 
mann, Emma Colve, Eliſe Grunow, Pauline 
Kirchhain, Berta Kannow, Elſe Berger, 
4 Kreßuer, Babette Wendler, Emma 
ache. 
Frankfurt a. O., den 11. Juli 1908. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
551. Die Herren Miniſter der geiſtlichen, Unter: 
richts⸗ und Medizinalangelegenheiten und des Innern 
haben der Sanitätskolonne in Schwiebus die Erlaubnis 
zum Gebrauche des Roten Kreuzes erteilt. 
Frankfurt a. O., den 15. Juli 1908. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
552. Nachdem beteiligte Gewerbetreibende die 
Errichtung einer Zwangsinnung für das Schloſſer⸗ 
gewerbe mit dem Sitze in Senftenberg N.⸗L., deren 
Bezirk den Amtsgerichtsbezirk Senftenberg N.-L. 
umfaſſen ſoll, beantragt haben, wird hiermit bekannt 
gemacht, daß der Herr Landrat in Calau von mir 
zum Kommiſſar behufs Ermittelung der Mehrheit 
der Beteiligten ernannt worden iſt. 
Frankfurt a. O., den 13. Juli 1908. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


553. Für den Regierungsbezirk Frankfurt a. O. 
wird als Tag der Eröffnung der diesjährigen Jagd 
a) auf Faſanenhähne und ⸗Hennen Mittwoch der 

30. September, 

b) auf Rebhühner, Wachteln und ſchottiſche Moor⸗ 
hühner Montag der 24. Auguſt 
feſtgeſetzt. 

Frankfurt a. O., den 18. Juli 1908. 

Der Bezirksausſchuß. 

554. An Stelle des ausgeſchiedenen Betriebs⸗ 
führers Naumann in Ziebingen iſt als Ver⸗ 
trauensmann der Sektion IV, Bezirk DI der Knapp⸗ 
ſchaftsberufsgenoſſenſchaft in Halle a. S. der Gruben⸗ 
direktor Pinkelmann in Droſſen und an Stelle 
des Letztgenannten als Vertrauensmann Stellvertreter 
des Bezirks III der Berginſpektor Wohlfarth in 
Frankfurt a. O. gewählt worden. 

Frankfurt a. O., den 15. Juli 1908. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
555. Durch Beſchlüſſe der zuständigen Kreis⸗ 
ausſchuͤſſe find die nebenbezeichneten Grundſtücks⸗ 
parzellen umgemeindet worden: 

im Kreiſe Landsberg a. W.: Kartenblatt 1 
Nr. 53/1 aus dem Gutsbezirk Döllensradung nach 
dem Gutsbezirk Vietz Königliche Forſt, 3 

im Kreiſe Oſtſternberg: Kartenblatt 4 
Nr. 296, 303/80 aus dem Gutsbezirk Krieſcht nach 
dem Gemeindebezirk Krieſcht. 

Frankfurt a. O., den 18. Juli 1908. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
Bekanntmachung des Königlichen Eiſen⸗ 
bahnkommiſſars in Halle a. S. 

556. Am 20. Juli 1908 wird der links der 
Strecke Forſt (Lauſitz) — Guben zwiſchen den Stationen 
Grießen (Regierungsbezirk Frankfurt a. O.) und 
Jroß⸗Gaſtroſe in km 18,18 erbaute Haltepunkt 
a für den Perſonen⸗ und Gepäckverkehr 
eröffnet. 

Fahrkartenverkauf erfolgt durch Zugführer. 
Gepäckstücke werden von Taubendorf unabgefertlgt 
mitgenommen. 

Halle a. Saale, den 6. Juli 1908. 

Königliche Eifenbahndireftion. 
Bekanntmachung der ien 
Waſſerbauinſpektion zu Cüſtrin. 

557. Seitens des Plonierbataillons Nr. 2 in 
Stettin werden vom 4.— 15. Auguſt 1908 auf der 
Strecke von Alt —Nüdnitz bis Schwedt Brückenſchlag⸗ 
übungen auf der Oder vorgenommen werden. Wäh⸗ 
rend dieſer Zeit wird täglich die Unterbrechung der 
Schiffahrt auf kurze Zeit nötig fein. Die Brücken⸗ 
ſchlagſtellen werden durch eine am hohen Signalmaſt 
gehißte rote Flagge kenntlich gemacht werden. 
Außerdem werden 1000 m oberſtrom und 500 m 
unterſtrom der Brücken Stromwachen in Pontons 
aufgeſtellt, welche die Schiffer mit Anweiſung vet 
ſehen werden. Namens und im Auftrage des Herrn 
Ober⸗Präſidenten der Provinz Schleſien wird hier? 
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durch unter Hinweis auf dle Polizei⸗Verordnung 
über die Schiffahrt und Flößerei auf der Oder 
vom 15. Mai 1906 beſtimmt, daß die Schiffe und 
Flöße bei dieſen Stromwachen anzuhalten haben 
und die Meiterfahrt nur nach eingeholter Genehmi⸗ 
gung fortſetzen dürfen. Dampfſchiffe dürfen die 
rücke nur mit hinreichend verlangſamter Ge⸗ 
ſchwindigkeit paſſieren. Zuwiderhandlungen werden 
nach 88 27 und 52 der Polizeiverordnung über 
die N auf der Oder vom 15. Mai 1906 
traft. 


bef 

Küſtrin, den 8. Juli 1908. 
Kgl. Waſſerbauinſpektion. 
Kaiſerlichen Ober⸗ 


Perſonal-Machrichten. 
Der Reglerungsrat von Kroſigk aus 
Gumbinnen iſt an die hleſige Königliche Regierung 


560, Es iſt übertragen: dem Poſtinſpeklor 
Wiche in Spremberg (Laufig) die Verwaltung 
einer Stelle für Bezirks⸗Aufſichtsbeamte bei der 
Dber-Poltdireftion in Dresden. 


1. ſind ernannt worden: zu Amtsvorſtehern 


1. der Gemeinde vorſteher 1 Hin u Wr ü 
den Amtsbezirk 6 Wrechow im reiſe e 


2. der Schulze Franz Kipf zu Blockwinkel für den 
Amtsbezirk 32 Altenſorge im Kreiſe Landsberg a. W, 
3. der Rittergutsbeſitzer Eduard Paſchke zu Gieß⸗ 
mannsdorf Ze den Amtsbezirk 8 Giekmanns- 
dorf im Kreiſe Luckau, 4. der Eigentümer 
Ferdinand Stege zu Grochow für den Amtsbezirk 16 
Schermeiſel im Kreiſe Ofifternberg; zu Amtsvor⸗ 
ſteher⸗Stellvertretern 1. der Gerichtsmann Engl 
zu Wrehow für den Amtsbezirk 6 Wrechow im 
Kreiſe Königsberg Nm., 2. der Schulze Otto 
Schmolk zu Schönewald für den Amtsbezirk 32 
Altenſorge im Kreiſe Landsberg a. W., 3. der 
Gemeindevorſteher Auguſt Klaucke zu Klein⸗Teup⸗ 
ig für den Amtsbezirk 13 Groß⸗Teuplitz im Kreiſe 
Sorau. 
562, Der bisherige zweite Prediger am Zentral⸗ 
Diatoniſſenhauſe Bethanien in Berlin Ernſt Natz 
ut zum weiten Pfarrer bei der Verſöhnungs⸗Kirchen⸗ 
gemeinde zu Berlin, Diözeſe Stadt III beſtellt worden. 
383. Erledigt iſt die unter dem Patronate des 
Magiſtrats zu Landsberg a. W. ſtehende Pfarrſtelle 
zu Altenſorge, Diözeſe Landsberg a W. I, durch 
Emeritierung des Pfarrers Wapler zum 1. DE 
tober 1908. 

564. Erledigt wird die Pfarrſtelle privaten 
Patronats zu Rohrbeck, Diözeſe Königsberg II, durch 
Verſetzung des Pfarrers Rocha. 


565. Erledigt ift die Pfarrſtelle Privat⸗Patro⸗ 
nats zu Görbitſch, Dlözeſe Sternberg II, durch 
Emeritierung des Pfarrers Redlich am 1. Oktober 
1908 


566. Bei dem Konſiſtorium der Provinz iſt 
Anzeige gemacht über folgende Geſchenke, welche 
neuerdings den mit den Diözeſen nachbenannken 
Kirchen des Reglerungsbezirks Frankfurt a. O. geſpendet 
n: 
Be Fortſetzung von Nr. 29. Luckau. K. Drahns⸗ 
dorf. 52. 4 Gmdeglieder 30 Mk. f. d. Orgelbau⸗ 
fonds. 53. Aus einem Familienabend 19,40 Mk. 
desgl. K. Schlabendorf. 54. Fr. Rittergutsbeſ. 
Haacke Fenſtervorhänge. 55. Fr. Dutzke Taufſtein⸗ 
decke. K. Welſſagk. 56. Ungen. 10 ME. z. kirchl. 
Armenpfl. K. Gahro. 57. Samml. d. Gmde. Bergen 
Lampe mit Kanne u. 3 l. Petroleum f d. Vibelſtunden. 
K. Golſſen. 58. Kantorwitwe Lehmann 500 Mk. 
5. Verſchön. d. Kirche u. 5000 Mk. als Kantor 
Lehmannfche Johannes Stiftung. Lübben. K. Nie⸗ 
miſch. 59. Rent. Schulz Kronleucht. K. Straupitz. 
60. Graf Honwald 1400 Mk. z. Erweit. d. Orgel⸗ 
empore. 61. Gräfin Honwald u. Chriſtl. palriollſcher 
Frauenverein in Straupitz Altartuch u. 2 Gefäßdecken. 
62. Letzterer allein Altarteppich u. 90 Mk. 3. Anſchaff. 
e. Kronleucht. f. d. Orgelempore. 63. Kirchenchor 
48,50 Mk. z. Orgelreparatur u. 40 Mk. z. Anſchaff. 
v. Kronleucht. f. d. Orgelempore. 64. Frl. Töpfer 
3 Schugdeden f. d. Bibelpult u. 2 Altarleucht. K 
Wittmannsdorf. 65. Tiſchlermſtr. Krüger Kriegs: 
denkmünzentafel. Müncheberg. K. Haſenholz. 
66. Patr. v. Flemming u. 16 Koſſäten Orgel. 67. Frl. 
A. v. Flemming Altardecke u. Altarteppſch. 68. Fr. 
Pf. Hemmerling Taufſteindecke. Soldin. K. Bern: 
ſte in. Samml. d. Gmde. Kanzelbibel, Agende, 
Bibelpult, 6 Altarkiſſen, Notenpult, Splegel, Kanzel⸗ 
hruchte 12 Armleucht, Ehorſtuhl. 70 Hl. N. Stanble 
Altarbibel. 71. Magiſtrat Chorſtuhl. 72. Vaterl. 
Frauenverein Altarfenſter, 78. Verein ehem. Bern⸗ 
ſteiner in Berlin Kronleucht. 74. Fr. Druſchke 2 Arm⸗ 
leucht. 75. Frl. Leopold 2 Orgelleucht. K. Neuen⸗ 
burg. 76. Ungen. Oblatendoſe u. Abendmahlskelch. 
K. Gieſenbrügge. 77. Gmde. Kron⸗ u. Wand⸗ 
leucht. Sonnenburg. K. Sonnenburg. 78. Frl. 
Schultheis 5 Mk. z. Erricht. e. Gemeindehauſes. 
79. Aus Nachlaß des Frl. Böhmel durch Geſchw. 
Erdmann 1000 Mk. desgl. 80. Fr. Sanitätsrat 
Dr. Schulz 100 Mk. desgl. 81. Frl. Heidenreich 
15 Mk. desgl. Sorau. K. Linderode. 82. Frl. 
v. Schönermark 700 Mk. f. e. Turmuhr. 83, Ungen. 
400 Mk. f. elektr. Beleucht. d. Kirche. 84. Rittmſlr. 
v. Schönermark 100 Mk desgl. 85. Fr 


hr. v. Wacker⸗ 
barth 50 Mk. desgl. 86. Jungfr.⸗Verein 2 Altar⸗ 
leucht. u. 50 Mk. z. 


Orgelfonds. 87. Gmbe Gr.⸗ 

Lichterfelde Kanzelaltar. 88. Rittergutsbeſ. Schmidt 

171 Mk. z. Orgelfonds. K. Baudach. 89. Ralff⸗ 

eiſenverein u. Frauenhilfe 2 Kirchenfenſter. Kapelle 

Taucheln. 90. Pf. Pflug Kanzelbibel. K. Gablenz. 
30 
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91. Frl. M. Herrmann Altarbekleid. K. Ben au. 


92. Konfirm. Krankenkommunionbeſteck. 93. Fabrik. 
Apel u. Schweſter, Frau Brodach 2 Leucht. K. Billen⸗ 
dorf. 94. Gmdeglieder der Parochie 172,34 Mk. 
z. Ausſchmück. d. Kirche. K. Chriſtianſtadt. 
95. Konfirm. 9,20 Mk. desgl. K. Droskau. 
96. Gmdevorſt. Vogel Kronleucht. 97. Jugend von 
Droskau Kronleucht. K. Kunzendorf. 98. Fr. 
Köhler Taufkanne. K. Pitſchkau. 99. Fr. Schön 
Vorlegeteppich. 100. Fr. Rittergutsbeſ. Lucke Abend⸗ 
mahlsdecke. K. Reinswalde. 101. Frl. Häniſch 
Altarkruzifix. 102. Mitglieder d. Gmde. u. Kirchen: 
beſucher aus Waltersdorf u. Gladisgorpe 624,65 Mk. 
z. Anſchaff. e. Orgel. Stadthauptk. Sorau. 
103. Ungen. Harmonium. Spremberg. K. Sed⸗ 
fig. 104. Halbhüfner Hainſch Altardecke. Stern⸗ 
berg I. K. Grunow. 105. Fr. Rittergutsbeſ. 
Krüger 2 Opferbüchſen. K. Herzogswalde. 
106. Mitglieder d. Gmde. Läufer u. 2 Fußdecken. 
K. Arensdorf. 107. Mitgl. d. Gmde. 2 Altar⸗ 
leucht. K. Schermeiſel. 108. Ungen. Taufftein- 
decke. Sternberg II. K. Ziebingen. 109. Gf. 
u. Gffin. Finkenſtein Inſtandſetzung des Pfarrhauſes. 
110. Konfirm. Krankenkommunſonbeſteck. Züllichau. 
Neue Kirche Züllichau. 111. Viehhändler Zucker 
2 Vaſen. 112. Ungen. Nummertafel. 113. Kirch⸗ 
bauverein 36 Fußbänke u. 1 Schrank f. d. Kanzel⸗ 
u. Altarbehänge. 114. Hufenbeſ. Fleiſcher 4 Opfer⸗ 
teller u. 180 St. Huthalter. K. Mühlbock. 115. In⸗ 
genteur Hübner 300 Mk. z. Kirchbau. 116. Frl. 
J. u. M. Hübner 60 Mk. desgl. 


Königliches Konſiſtorium 
der Provinz Brandenburg. 


Steinhauſen. 
K. I. 2937. 


Zur Beachtung! 


Das Amtsblatt nebſt Offentlichem Anzeiger erſcheint an jedem Mitt 


Vakaute Lehrerſtellen im Regierungsbezirk 
Frankfurt a. O. 
567. Zum 1. Juli d. Js. find frei geworden: 
Kreis Friedeberg: Netzbruch, 2. Lehrerſtelle, G. 
1000 M., Mehrenthin, Küſter⸗ u. Lehrerſtelle, G. 
1250 M. Zum 1. Oktober d. Js. werden frei: 
Kreis Arnswalde: Sellnow, 2. L., G. 1000 M., 
Rohrbeck, Küſter⸗ u. Lehrerſtelle, G. 1270 M. 
Kreis Friedeberg: Altfriedrichsdorf, 2. L., G. 1000 M. 
Kreis Guben: Großbreeſen und Schönfließ, 2. L., 
G. 1000 M. Kreis Kalau: Särchen, 2 L., G. 
1200 M., Neupetershain, 3. u. 4. L., G. 1000 M. 
Kreis Königsberg: Fürſtenfelde, Rektor⸗ u. Hilfs⸗ 
predigerſtelle, G. 2030 M. Kreis Landsberg: 
Lipke, 4. L., G. 1000 M., Pollychener Holländer, 
Küſter⸗ und Lehrerſtelle G. 1280 M. Kreis Lebus: 
Falkenhagen, 2. L., G. 1000 M. Kreis Luckau: 
Tröbitz, Küſter⸗ u. Lehrerſtelle, G. 1250 M. Kreis 
Lübben: Friedland, 3. L., G. 1000 M., Jamlitz, 
Lehrerſtelle, G. 1100 M. Kreis Cottbus: Schlichow, 
Lehrerſtelle, G. 1100 M. Kreis Soldin; Adams⸗ 
dorf, Küſter⸗ u. erſte Lehrerſtelle, G. 1350 M. 
Kreis Sorau: Schönwalde, 3. L., G. 1000 M, 
Triebel, Lehrer⸗ und Organiſtenſtelle, G. 1250 M. 
Kreis Oſtſternberg: Oſterwalde, Küſter⸗ u. Lehrerſtelle, 
G. 1280 M. Kreis Kroſſen a. O.: Jähnsdorf, 2. L., G. 
1000 M., Neuendorf, 2. L., G. 1000 M., Schönfeld, 
2. L., G. 1000 M. Kreis Weſtſternberg: Döbbernitz, 


Küſter⸗ u. Lehrerſtelle, G. 1250 M., Rampitz, 2. u. 


3. L., G. 1000 M. Kreis Züllichau⸗Schwiebus: 
Goltzen, Lehrerſtelle, G. 1100 M. Zum 

d. Is. wird frei die 1. Lehrerſtelle in 

Kreis Kalau, G. 1200 M. 


I Auguft 
15 
Der Einheitsſatz der Alterszulagen beträgt, 


wenn nicht anders angegeben, 120 M. Bewerbungen 
ſind an die Kgl. Regierung, Abteilung für Kirchen⸗ 
und Schulweſen, zu richten. 


— 


und den Offentlichen Anzeiger beſtimmten Bekanntmachungen ſind unter der Briefaufſchrift: 


„An die Schriftleitung des Regierungs⸗Amtsblatts zu Frankfurt a. O.“ 


zuzuſenden. 


angabe vorangeſetzt werden. 


Sie müſſen, beſonders in Bezug auf Eigen- ſowie Ortsnamen deutlich geſchrieben fein und 
wenn fie in das nächſte Stück aufgenommen werden ſollen, ſpäteſteus Montag vormittag bei der 
Schriftleitung eingehen. Jeder für das Amtsblatt beſtimmten Bekanntmachung muß eine kurze Inhalts: 


Bei Erledigung von Steckbriefen u. ſ. w. ift nur der Zuname, Vorname des Ver 
folgten ſowie die Eiurückungsuummer und das Jahr der Veröffentlichung anzugeben. 
Die Königlichen Gerichtsbehörden werden erſucht, in den Anträgen wegen Aufnahme von Be 
kauntmachungen, bei denen es ſich um Innehaltung von Friſten handelt, die Dauer der⸗ 
ſelben, ſowie das Datum desjenigen Mittwochs genau anzugeben, au welchem die 
Einrückung erfolgen ſoll; dies iſt beſonders bel ſolchen Bekanntmachungen notwendig, welche 


mehrere Male veröffentlicht werden ſollen. 


Nicht eingegangene Amts blattſtücke werden unk 


daun koſteufrei nachgeliefert, wenn ihre Fehlmeldung ſofort bei der zuſtändigen Poſt⸗ 


behörde erfolgt. 


Die Schriftleitung des Regierungs Amts blatts. 


Redigiert im Bureau der Königl. Negierung zu Frankfurt a. O. 
Druck der Königl. Hofbuchdruckerei Trowitzſch & Sohn in Frankfurt a. O. 
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woch. Die für das Amtsblatt 
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